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das Coronavirus verändert un-
seren Alltag zurzeit sehr. Schulen, 
Kita und viele Läden bleiben vor-
erst geschlossen, Veranstaltungen 
werden abgesagt. Wenn möglich, 
bleiben viele zu Hause und arbei-
ten von dort aus. Auch ich und 
mein Team schränken die Kontakte 
ein. Das ist vernünftig und wichtig, 
denn es geht auch um den Schutz 
älterer Menschen und Risikogrup-
pen.

In den Krankenhäusern und Praxen 
arbeiten Pflegekräfte, sowie Ärz-
tinnen und Ärzte, die Wissenschaft 
aber auch Behörden mit Hoch-
druck daran, das Virus einzudäm-
men. Bus- und Bahnfahrer*innen, 
Angestellte in Supermärkten, Dro-
gerien und öffentliche Bedienstete 
arbeiten ebenfalls unter enormen 

Liebe Leserinnen,
liebe Leser,

Kerstin Tack
Hannover im Herzen.
Deutschland im Blick.

Arbeit-von-morgen-Gesetz

Beschäftigte in Arbeit halten 
– auch in Zeiten konjunkturel-
ler Herausforderungen. Das ist 
das Ziel der SPD. Die Arbeitswelt 
wandelt sich in hohem Tempo. 
Das bringt Veränderungen mit 
sich. Mit dem Arbeit-von-mor-
gen-Gesetz  setzen wir deshalb 
auf Weiterbildung, verstärkte 
Ausbildungsförderung und er-
weitertes Kurzarbeitergeld. Ziel 
ist es, Beschäftigte in Arbeit zu 
halten. Wo dies nicht gelingt, soll 
die Zeit der Arbeitslosigkeit als 
Qualifizierungs- und Weiterbil-
dungszeit genutzt werden. Das 
Kabinett hat den Weg für das Ge-
setz freigemacht.

In Anbetracht der Ausbreitung 
des Corona-Virus haben wir uns 
entschieden, das erweiterte Kurz-
arbeitergeld vom Rest des Ge-
setzes zu trennen um so schnell 
wie möglich Hilfe zu leisten. Viele  
sorgen sich nicht nur um die ei-
gene Gesundheit, sondern auch 
um die Gesundheit ihrer Lieben. 
Der Bundestag hat beschlossen, 
Kurzarbeitergeld in Zukunft auch 
kurzfristig zur Verfügung zu stel-
len. Bisher muss ein Drittel der 
Beschäftigten von Arbeitsausfall 
betroffen sein, um Kurzarbeiter-
geld zu bekommen. Künftig be-
trägt diese Schwelle nur noch 10 
Prozent.

Druck. Ihnen gilt mein besonderer 
Dank für all ihr Tun.

Auch die politische Arbeit ist an-
ders als gewohnt. Es geht jetzt da-
rum, besonnen und entschieden 
zu handeln und die Menschen im 
Blick zu haben. Deshalb hat die 
Bundesregierung auch schnell Ver-
besserungen bei der Kurzarbeit be-
schlossen und stellt Unternehmen 
die aufgrund der wirtschaftlichen 
Effekte in Schieflage geraten, un-
begrenzt Kredite und Hilfen zur 
Seite. Viele weitere Maßnahmen 
werden folgen.

Lasst uns in dieser Zeit besonders 
solidarisch sein. Achtet aufeinan-
der!
Herzlichst Ihre und Eure 
Kerstin Tack Fortsetzung auf Seite 2
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Auch Beschäftigte in Leiharbeit können in Zu-
kunft Kurzarbeitergeld bekommen. Weiterhin 
wird es der Bundesagentur für Arbeit ermögli-
cht, die Sozialversicherungsbeiträge vollständig 
zu übernehmen. Schon in der Finanzmarktkrise 
hat sich Kurzarbeitergeld bewährt. So ist es Un-
ternehmen auch in schwierigen Zeiten möglich, 
Kündigungen zu vermeiden. 

Unabhängig von der aktuellen Krisensituation 
hören die Transformation und die Digitalisie-
rung des Arbeitsmarktes in Deutschland nicht 
auf. Deshalb ist es uns wichtig, das Arbeit-von-
morgen-Gesetz weiterzuentwickeln. Wir wollen 
diese Zeit zu nutzen, um Qualifizierung und Fort-
bildung in diese Zeit zu legen und Betriebe zu un-
terstützen.  Mit dem Arbeit-von-morgen-Gesetz 
setzen wir ein starkes Zeichen. Die SPD nimmt 
die Sorgen der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer ernst. Wir verfolgen ein klares Ziel: Be-
schäftigung und Sicherheit für alle.

Jedem Einzelnen muss Arbeit und Teilhabe er-
möglicht werden. Die Beschäftigten von heute 
müssen die Möglichkeit haben, sich zu qualifi-
zieren, damit sie die Arbeit von morgen machen 
können. Ständige Weiterbildung ist der beste 
Schutz vor Arbeitslosigkeit – jetzt und in der Zu-
kunft. Für uns ist klar: Unternehmen im Wandel 
müssen mehr Verantwortung für ihre Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter übernehmen. Sie sol-
len stärker in Weiterbildung investieren und Be-
schäftigte auch in Krisenzeiten nicht entlassen.

Mit dem Gesetz wollen wir die Bundesagentur 
für Arbeit stärken. Sie soll schneller und wirksam 
helfen. Demnächst wird sie auch unabhängig 
von der Betriebsgröße einen Anteil von bis zu 
15 Prozent von Arbeitsentgelt und Lehrgangs-
kosten übernehmen. Schon durch das Qualifizie-
rungschancengesetz haben wir Berufsgruppen 
gestärkt, die vom Strukturwandel bedroht sind. 
Je nach Größe erhalten die Unternehmen 100 
Prozent der Lehrgangskosten und 75 Prozent 
Lohnzuschuss. Außerdem sollen Sammelanträge 
für Weiterbildungsförderung möglich werden. 
Wer seinen Schulabschluss nachholen möchte, 
soll das Recht auf finanzielle Unterstützung be-
kommen. Wer dennoch arbeitslos wird, kann die 
Meldung bei der Bundesagentur für Arbeit künf-
tig auch vom Computer aus erledigen. Außerdem 
soll es Beratungen per Videotelefonie geben.

Die SPD steht an der Seite der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer und tut alles, um sie auch in 
Krisenzeiten bestmöglich zu unterstützen. Das 
Arbeit-von-morgen-Gesetz wird voraussichtlich 
in der ersten Aprilhälfte 2020 in Kraft treten.

Kerstin Tack einstimmig zur stellvertretenden 
Vorsitzenden der Landesgruppe Niedersachsen/
Bremen wiedergewählt!

Kerstin Tack vertritt auch weiterhin die Landesgruppe Niedersach-
sen/ Bremen in der SPD-Bundestagsfraktion als stellvertretende 
Vorsitzende. Ebenso wurde Johann Saathoff als deren Vorsitzen-
der wiedergewählt.

Dem Vorstand der Landesgruppe gehören außerdem an: Falko 
Mohrs (Braunschweig), Uwe Schmidt (Bremen) und Lars Klingbeil 
(Nordniedersachsen). Alle Mitglieder des Vorstandes wurden ein-
stimmig gewählt.

Arbeit-von-morgen-Gesetz

Fortsetzung von Seite 1

Neue Mitarbeiterin in meinem Abgeordnetenbüro 
in Berlin - Michèle Rochau

Am 16. März 2020 hat Michèle Rochau die Nachfolge von Dr. Frie-
derike Storch im Berliner Abgeordnetenbüro angetreten.

Michèle kommt gebürtig aus 
Hameln und hat in Vechta, Os-
nabrück und Oslo Politikwissen-
schaft und Anglistik studiert.  
 
Michele ist neu im Bundestag 
und freut sich darauf, Kerstin 
Tack und ihr Team in den Be-
reichen Arbeits- und Sozialpo-
litik, sowie in der Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit zu unter-
stützen.



Interview mit Hamideh Mohagheghi, Haus der Religionen Hannover
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1. Du leitest seit 1980 eine musli-
mische Frauengruppe in Hannover und 
schreibst viele Bücher über das Verhält-
nis von Religion zur Gesellschaft. Was 
hat sich in den 40 Jahren deines Wir-
kens verändert?
Ich bin 1977 nach Deutschland gekom-
men, ohne ein Wort Deutsch zu spre-
chen. Die muslimischen Frauen, die ich 
hier kennen gelernt habe und die für 
mich eine große Unterstützung waren, 
waren meist Deutsche, die den Islam 
über ihre muslimischen Ehemänner ken-
nen gelernt haben: sehr traditionell und 
z.T. unreflektiert. Unser Bemühen war 
und ist, selbstständig und quellenbe-
zogen einen Islam zu leben, der anpas-
sungsfähig an unser Leben hier ist. Junge 
Muslime leben ihren Glauben selbst-
bewusst und möchten die Gesellschaft 
gleichberechtigt mitgestalten. Dies 
stößt aber seit einigen Jahren aufgrund 
zunehmend islamfeindlicher Gesinnung 
an Grenzen. Die Zahl gut ausgebildeter 
muslimischer Frauen und Akademike-
rinnen ist gestiegen und doch erfahren 
sie Ablehnung, wenn sie bestimmte Be-
rufe ausüben möchten. Das bedeutet, 
dass sie in dieser Gesellschaft noch viele 
Hürden überwinden müssen, bis sie 
wirklich akzeptiert sind.

2. Wir haben es in den letzten Monaten 
verstärkt mit rechtsextremen Überfäl-
len zu tun, vor allem auf Menschen mit 
Migrationsgeschichte, religiöse Grup-
pen und die, die sich für sie einsetzen. 
Wie sollten wir uns deiner Meinung 
nach jetzt am besten verhalten?
An erste Stelle besonnen und bedacht, 
aber mit Bestimmtheit dagegen anzu-
gehen. Wir brauchen entschiedenen 
Widerstand von Politik und Gesellschaft 
Hand in Hand. Die Sprache der Politik 
finde ich z.T. unerträglich und unverant-
wortlich. Sachliche Kritik kann auch mit 
Respekt vor Menschen geäußert wer-
den, ohne sie zu diffamieren. Wir müs-
sen eine neue Form der Streitkultur ler-
nen, denn in der Demokratie muss man 
miteinander streiten und um Wege und 
Lösungen ringen. Der Streit sollte aber in 
guter Art und Weise geführt werden.

3. Hannover hat ein „Haus der Religi-
onen“. Wie siehst du dessen Bedeutung 
für die Stadt und für ganz Deutschland?
Das Haus der Religionen ist ein Ergebnis 
von über dreißig Jahren interreligiöser 
Begegnung in Hannover. Es war ein lan-
ger Weg, doch wir haben es geschafft, 
dieses in Deutschland einmalige Haus 
aufzubauen. Als außerschulischer Bil- 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
dungsort möchten wir vordergründig 
Kindern und jungen Menschen vermit-
teln, dass Vielfalt keine Bedrohung, 
sondern eine Chance ist. Die Offenheit, 
sich von anderen inspirieren zu lassen, 
Gemeinsamkeiten und Unterschiede 
kennenzulernen, ist die Haltung, die wir 
in einer offenen Gesellschaft brauchen. 
Das Haus der Religionen ist auch ein Ort, 
um sich zu informieren. Wir organisieren 
und koordinieren Besuche in den religi-
ösen Häusern, die in Hannover zahlreich 
sind. Begegnung, Kennenlernen, Verste-
hen und Wertschätzen sind im Haus der 
Religionen besonders wichtig. Für diese 
Ziele steht das Haus der Religionen in 
Hannover und es verdient, unterstützt 
zu werden.

Die Grundrente kommt!

Wer sein Leben lang gearbeitet hat, ver-
dient Respekt und Anerkennung. Nach 
langen Verhandlungen steht endlich 
fest: Die Grundrente kommt. Darauf 
hat sich das Kabinett am 19.02.2020 
geeinigt. Wer jahrelang gearbeitet, 
Kinder erzogen oder Angehörige ge-
pflegt hat, profitiert von der Grund-
rente. Trotz langjähriger Beitragszah-
lung können manche Bürgerinnen und 
Bürger im Alter nicht von ihrer Rente 
leben. Dem wirken wir entgegen. 

Statt wie ursprünglich geplant nach 35 
Beitragsjahren soll es schon nach 33 
Beitragsjahren einen Grundrentenzu-
schlag geben. Damit werden harte Ab-
bruchkanten vermieden.  Die Rente von 
1,3 Millionen Rentnerinnen und Rent-
nern wird so spürbar erhöht. 70 Pro-
zent der zukünftigen Empfängerinnen 
und Empfänger sind Frauen. Bürge-
rinnen und Bürger aus Ostdeutschland 
werden besonders profitieren. Die 

Lebensleistung dieser Menschen ver-
dient Anerkennung - im Arbeitsleben 
genauso wie bei der Rente.

Die Grundrente ist bürgerfreundlich 
und muss nicht gesondert beantragt 
werden. Hier haben wir einen Meilen-
stein gesetzt: Eine Bedürftigkeitsprü-
fung wird es nicht geben. Niemand 
muss dafür zum Sozialamt gehen, das 
ist und bleibt der SPD besonders wich-
tig. Schließlich ist die Grundrente keine 

Sozialleistung, sondern ein Rentenan-
spruch, den sich die Bürgerinnen und 
Bürger hart erarbeitet haben. 

Die Deutsche Rentenversicherung 
prüft selbstständig, ob die Voraus-
setzungen für die Grundrente erfüllt 
werden. Hierfür wird sie eine Abfrage 
beim zuständigen Finanzamt vorneh-
men. Es gibt einen Freibetrag, der bei 
Alleinstehenden bei 1250 Euro und bei 
Paaren bei 1950 Euro liegt.

22.01.2020: Kerstin Tack diskutiert mit der Friedrich-Ebert-Stiftung, 
dem DGB und der Deutschen Rentenversicherung über die Grundrente
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Veranstaltung Soziale Klimapolitik mit Kerstin Tack und Matthias Miersch

Am 21. Januar 2020 luden die SPD-
Bundestagsabgeordneten Kerstin Tack 
und Matthias Miersch zu einer Diskus-
sionsveranstaltung zum Thema „So-
ziale Klimapolitik“ in das Freizeitheim 
Vahrenwald ein. Sie debattierten mit 
den Gästen über die Auswirkungen des 
Klimawandels und darüber, wie die Kli-
maziele von Paris eingehalten werden 
können.

„Der Klimawandel ist real. Die Auswir-
kungen spüren wir weltweit, aber auch 
bei uns in Deutschland. Hitzerekorde 
und Waldbrände, Starkregen und Über-
flutungen sind nur einige Folgen der glo-
balen Erwärmung. Um den Klimawan-
del aufzuhalten, hat sich Deutschland 
verpflichtet, bis zum Jahr 2050 klima-
neutral zu werden“, führte Kerstin Tack 
in das Thema ein.

„Die SPD-Bundestagsfraktion hat lan-
ge dafür gekämpft, damit das Ziel der 
Klimaneutralität inklusive aller nöti-
gen Zwischenschritte gesetzlich fest-
gehalten wird. Das nun vorliegende 
Klimaschutzpaket 2030 und das Kli-
maschutzgesetz als Kernstück unserer 
Politik sind wichtige und notwendige 
Schritte für den Schutz unseres Klimas“, 
so Matthias Miersch, stellvertretender 

Vorsitzender der SPD-Bundestagsfrakti-
on. „Beim Klimaschutzgesetz ist es uns 
besonders wichtig, dass es einen wir-
kungsvollen Kontrollmechanismus ent-
hält. Alle Ministerien müssen verpflich-
tet sein, ihre jährlichen Minderungsziele 
beim CO

2
-Ausstoß zu erreichen. Darauf 

werden wir im parlamentarischen Ver-
fahren genau achten und nachschärfen, 
falls dies nötig ist.“

Aber auch die schnelle Umsetzung der 
einzelnen Maßnahmen aus dem Kli-
maschutzpaket sei entscheidend, da-
mit das Ziel der CO

2
-Neutralität erreicht 

werde. Insbesondere in den Bereichen 
Verkehr und Wohnen habe die SPD-Bun-
destagsfraktion zahlreiche Verbesse-
rungen erreichen können.

„Bahntickets werden günstiger, indem 
wir die Mehrwertsteuer für diese ab-
senken, die Kaufprämie für E-Fahrzeuge 
wird verlängert und ausgeweitet, wir 
fördern den Mieterstrom und beteiligen 
Kommunen zukünftig finanziell am Be-
trieb von Windrädern“, führt Matthias 
Miersch weiter aus.

Professor Gunter Seckmeyer vom Insti-
tut für Meteorologie und Klimatologie 
der Universität Hannover war an diesem 

Abend zu der Veranstaltung eingeladen 
und stellte in konkreten Zahlen vor, wie 
der Klimawandel voranschreitet. Dem-
nach blieben nur 25 Jahre Zeit, um das 
2 Grad-Ziel zu erreichen und gerade 
einmal 7 Jahre für das 1,5 Grad-Ziel. Es 
bestehe also akuter Handlungsbedarf. 
Er plädiert für eine CO

2
-Steuer. Diese sei 

auch sozialverträglich, weil Menschen 
mit geringerem Einkommen weniger 
CO

2
 produzierten.

Der Regions-Dezernent für Wirtschaft, 
Verkehr und Bildung, Ulf-Birger Franz 
berichtete von den Errungenschaften 
für mehr Klimaschutz in der Region 
Hannover durch den Ausbau des ÖPNV 
und Umweltmaßnahmen in Stadt und 
Region.

„Bei allen Maßnahmen und Vorhaben 
ist für uns Sozialdemokratinnen und 
Sozialdemokraten immer klar: Dem Kli-
mawandel können wir nur entgegen-
treten, wenn eine breite Mehrheit der 
Menschen in diesem Land hinter den 
Maßnahmen steht. Wir brauchen einen 
effektiven Klimaschutz, der sozial ge-
recht ist und nachhaltigen Wohlstand 
für alle ermöglicht“, so Kerstin Tack in 
ihrem Schlusswort.

Am Sonntag, den 12. Januar 2020 hat 
Kerstin Tack wieder am traditionellen 
Neujahrsemfang der SPD-Ortsvereine 
Bothfeld und Vahrenheide-Sahkamp 
teilgenommen.

Neben ihr waren zu einer Ansprache 
auch der Niedersächsische Ministerprä-
sident Stephan Weil, der SPD-Europaab-
geordnete Bernd Lange, der Bezirksbür-
germeister Harry Grunenberg, sowie die 
Landtagsabgeordnete Thela Wernstedt 
eingeladen. Sie wurden von den Orts-
vereinsvorsitzenden Florian Spiegelhau-
er und Wjahat Waraich empfangen.

In ihrem Grußwort lobte Kerstin Tack 
ausdrücklich das aktive Engagement im 
Stadtbezirk Bothfeld-Vahrenheide und 
berichtete von ihrer politischen Arbeit 
in Berlin.

Kerstin Tack beim Neujahrsempfang der SPD-Ortsvereine Bothfeld und Vahrenheide-Sahlkamp

Bei dem Neujahrsempfang waren rund 
170 Gäste aus der Stadtgesellschaft zu 
Gast, die den Tag in geselliger Atmo-
sphäre im Restaurant Walk-In in Both-
feld verbrachten.



Am 28. Februar war Kerstin Tack zu Gast an der Gerhart-Haupt-
mann-Realschule in Großbuchholz, einer Pilotschule in Hannover 
für den Medienentwicklungsplan. Sie besuchte die Schule zusam-
men mit dem bildungspolitischen Sprecher der SPD-Landtags-
fraktion Stefan Politze und der SPD-Regionsabgeordneten Regina 
Hogrefe. Schulleiterin Silke Dorn empfing die Politikerinnen und 
Politiker zu einer Schulbesichtigung, einem Gespräch über den 
Digitalpakt und einer „Unterrichtsstunde“ in technischen Mög-
lichkeiten des Unterrichts. Heute konnten die Erwachsenen etwas 
von den Kindern lernen! Die Schülerinnen und Schüler zeigten den 
Politiker*innen, wie man eine Pflanzenbestimmung mit der Soft-
ware „Plant.Net“ vornimmt, wie die App „Kahoot“ funktioniert, 
mit der getestet werden kann, ob die Schüler*innen die Sachver-
halte des Unterrichts schon verstanden haben, sowie die Mathe-
App „Anton“. Der Vormittag bat viele spannende Einblicke in die 
Digitalisierung einer Schule.

Im Zuge des Medienentwicklungsplanes, der in Hannover aus 
dem Digitalpakt hervorgegangen ist, sollen die Schulen flächen-
deckend WLAN bekommen, interaktive Tafelsysteme, Tablets und 
Breitbandausbau. Der Digitalpakt, der letztes Jahr im Bundestag 
beschlossen wurde, soll dafür sorgen, dass den Schulen alle Mög-
lichkeiten uneingeschränkt offen stehen. Der Bund kann jetzt die 
Länder finanziell besser bei ihren Bildungsaufgaben unterstützen.
Wichtig für die Zukunft seien vor allem die Lehrerfortbildung, die 
Ausschüttung der Gelder aus dem Digitalpakt und die Kombinati-
on aus technischen und analogen Unterrichtsmaterialien. Digita-
lisierung ist kein Luxus, sondern Alltag in den Schulen.

Wie wird der Digitalpakt umgesetzt?
Kerstin Tack besucht Gerhart-Hauptmann-
Realschule in Großbuchholz
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22.01.2020: Diskussion mit den Politikkursen des Jahrgangs 12 der Ri-
carda-Huch-Schule zusammen mit MdB Sven Kindler von den Grünen 
zum Thema „Politische Teilhabe zwischen Anspruch und Wirklichkeit“ 

Kerstin Tack unterwegs

24.01.2020: Besuch bei der Deutschen Rentenversicherung 

03.12.2019: PPP-Patenkinder Clayson Briggs und David Wentzel aus 
den USA  

75 Jahre VdK: Verena Bentele und Kerstin Tack

Red Hand Day 2020
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Gedenkveranstaltung zum 87. Jahrestag der 
Ermordung von Mitgliedern des Reichsbanners

Am Samstag, den 22. Februar 2020 hielt Kerstin Tack eine Geden-
krede zum 87. Jahrestag des SA-Überfalls auf eine SPD-Veranstal-
tung im Lister Turm. Dabei waren drei Mitglieder des in der Wei-
marer Republik gegründeten Vereines Reichsbanner von Nazis 
ermordet worden, zahlreiche weitere wurden verletzt. Der Hei-
zer Wilhelm Heese und der Dreher Willi Großkopf wurden durch 
Schüsse so schwer verletzt, dass sie verstarben. Karl Essmann 
starb später an den Verletzungen, die ihm an diesem Tage zuge-
fügt wurden. Wir haben sie nicht vergessen! Gerade angesichts 
der zunehmenden Gewalt gegen ausländische Mitbürger*innen, 
Kommunalpolitiker*innen und ehrenamtlich Tätige ist unser Erin-
nern wichtiger denn je.

Besuche in Berlin

v.l.n.r.: Balasubramanian Ramani, Ilse Dunkhase-Degott, Kerstin Tack, Alptekin Kirci und Irma 
Walkling-Stehmann

12.12.2019: Besuch Ehrenamtliche

12.02.2020: IGS Vahrenheide-Sahlkamp

12./13.03.2020: BPA-Fahrt


